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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Zusammen- 
arbeit des Bundes und der Länder in Ange- 
legenheiten des Verfassungsschutzes 

nebst Begründung (Anlage 1 ). 

Der Deutsdie Bundesrat hat gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes zu dem Entwurf nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung tritt den Änderungsvorsdilägen des Bundes- 
rates bei mit Ausnahme der Vorschläge unter Ziffer 1 (Wortlaut 
der Präambel) und Ziffer 3 (Einfügung der Worte: „im Rahmen 
des § 3” in den § 5 des Entwurfes). 


Dr. Adenauer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ ^ 

Der Bund und die Länder sind verpflichtet, in An- 
gelegenheiten des Verfassungsschutzes zusammen- 
zuarbeiten. 


§2 

(1) Für die Zusammenarbeit des Bundes mit den 
Ländern errichtet der Bund ein Bundesamt für 
Verfassungsschutz als Bundesoberbehörde. Es 
untersteht dem Bundeskanzler, der sein Tätigkeits- 
gebiet im Rahmen der Vorschrift des § 3 Absatz 1 
bestimmt. Der Bundeskanzler kann seine Befug- 
nisse über die Führung dieses Amtes, auch soweit 
sie sich auf die Verwaltung des Haushalts, die Per- 
sonalfragen und die übrigen Angelegenheiten der 
Verwaltung beziehen, auf den Bundesinnenminister 
für die Zeitdauer und in dem Maße übertragen, wie 
er es für notwendig erachtet. 

(2) Für die Zusammenarbeit der Länder mit dem 
Bund bestimmt jedes Land eine Behörde zur Be- 
arbeitung von Angelegenheiten des Verfassungs- 
schutzes. 


§ 3 

(1) Aufgabe des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
und der nach § 2 Absatz 2 bestimmten Behörden 
ist die Sammlung und Auswertung von Auskünften, 
Nachrichten und sonstigen Unterlagen über Bestre- 
bungen, die eine Aufhebung, Änderung oder Stö- 
rung der verfassungsmäßigen Ordnung im Bund 
oder in einem Land, oder eine ungesetzliche Beein- 
trächtigung der Amtsführung von Mitgliedern ver- 
fassungsmäßiger Organe des Bundes oder eines Lan- 
des zum Ziele haben. 
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(2) Poliizeiliche Befugnisse oder Kontrollbefugnisse 
stehen dem Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 
zu. Das Amt darf einer polizeilichen Dienststelle 
nicht angegliedert werden. 

§4 

(p Das Bundesamt für Verfassungsschutz unter- 
richtet die in jedem Lande gemäß § 2 Absatz 2 be- 
stimmte Behörde über alle Unterlagen, deren 
Kenntnis für das Land zum Zwecke des Verfas- 
sungsschutzes erforderlich ist. 

(2) Die in den Ländern bestimmten Behörden 
unterrichten das Bundesamt über alle Angelegen- 
heiten des Verfassungsschutzes, von denen sie 
Kenntnis erhalten und die für den Bund, die Länder 
oder eines von ihnen von Wichtigkeit sind. 

(3) Ist gemäß § 2 Absatz 2 eine andere als die oberste 
Landesbehörde bestimmt, so ist die oberste Landes- 
behörde gleichzeitig zu benachrichten. 

§3 

Der Bundeskanzler oder mit dessen Vollmacht der 
Bundesminister des Innern kann den nach § 2 
Absatz 2 bestimmten Behörden Weisungen für Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiete des Verfassungs- 
schutzes erteilen. § 4 Absatz 3 gilt sinngemäß. 
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Begründung 


Der Staat hat die Pflicht, die Abwehr von Angriffen, die gegen seine 
verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind, rechtzeitig und sorgfältig 
vorzubereiten. Im Bundesstaat umfaßt diese Pflicht die Abwehr von 
Angriffen gegen die verfassungsmäßige Ordnung in Bund und 
Ländern. 

Zu § 1 

Das Grundgesetz spricht in Artikel 73 Nr. 10 von der Zusammen- 
arbeit zwischen Bund und Ländern in Angelegenheiten des Ver- 
fassungsschutzes. Die Aufgabe ist daher zwischen Bund und Ländern 
aufgeteilt. Beide sind verpflichtet, sich gegenseitig zu unterstützen. 
Die Regelung der hiernach erforderlichen Zusammenarbeit fällt nach 
der oben erwähnten Bestimmung des Grundgesetzes in die ausschließ- 
liche Gesetzgebung des Bundes. 

Zu §2 

Als Mittel zur Verwirklichung der in § 1 des Gesetzes angeordneten 
Zusammenarbeit dient eine nach Artikel 87 Absatz 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes durch Bundesgesetz zu errichtende Zentralstelle zur 
Sammlung von Auskünften, Nachrichten und sonstigen Unterlagen 
für Zwecke des Verfassungsschutzes. Diese Zentralstelle wird als 
Bundesoberbehörde mit der Bezeichnung „Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz“ errichtet und dem Bundeskanzler unterstellt. Die 
Unterstellung dieser Oberbehörde unter den Bundeskanzler ent- 
spricht der großen politischen Bedeutung von Angriffen gegen die 
demokratische Grundordnung und dem besonderen Zusammenhang 
des Verfassungsschutzes mit den dem Bundeskanzler nach Artikel 65 
des Grundgesetzes vorbehaltenen Richtlinien der Politik. 

Um den Bundeskanzler im Rahmen des Möglichen von der laufenden 
Verwaltungsarbeit zu entlasten, ist vorgesehen, daß dieser ermächtigt 
sein soll, seine Befugnisse, auch soweit sie sich auf die Verwaltung 
des Haushalts, die Personalfragen und die übrigen Angelegenheiten 
der allgemeinen Verwaltung beziehen, auf den Bundesminister des 
Innern zu übertragen. Die Ermächtigung des Bundeskanzlers, seine 
Befugnisse auf den Minister des Innern zu übertragen, soll in keiner 
Weise beschränkt sein. Der Bundeskanzler soll jedoch jederzeit die 
Möglichkeit haben, die Führung des Bundesamtes selbst zu über- 
nehmen. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung umgrenzt das Aufgabengebiet des Bundesamts 
für Verfassungsschutz und der mit ihm zusammenarbeitenden Be- 
hörden der Länder durch eine Angabe darüber, auf welchen Gebieten 
Unterlagen gesammelt und ausgewertet werden sollen. 

Aus den oben erwähnten beiden Bestimmungen des Grundgesetzes 
folgt, daß das Bundesamt für Verfassungsschutz keine Exekutiv- 
behörde ist. Es soll keine polizeilichen Befugnisse und keine Kon- 
trollbefugnisse haben. Das Amt soll auch einer polizeilichen Dienst- 
stelle nicht angegliedert werden. 
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Zu §4 

Diese Bestimmung regelt die für eine Zusammenarbeit erforder- 
lichen gegenseitigen Pflichten des Bundesamts und der Länderdienst- 
stellen. 

Die Landesbehörden sollen in jedem Fall unterrichtet werden, sofern 
die Kenntnis der Unterlagen für das Land zum Zwecke des Ver- 
fassungsschutzes erforderlich ist. 

Die Landesbehörden sollen andererseits das Bundesamt über alle 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes unterrichten, von denen 
sie Kenntnis erhalten, und die für den Bund, die Länder oder eines 
von ihnen von Wichtigkeit sind. 

Absatz 3 verpflichtet sowohl das Bundesamt wie die Länderdienst- 
stellen zur Unterrichtung der obersten Landesbehörde, falls diese 
nicht selbst die nach § 2 Absatz 2 bestimmte Behörde ist. 

ZuS 5 

Die wirksame Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern auf dem 
Gebiete des Verfassungsschutzes, deren Regelung durch das Grund- 
gesetz in die ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis des Bundes gelegt 
worden ist, erfordert begriffsmäßig die Befugnis des Bundes, die zu- 
ständigen Dienststellen der Länder mit allgemeinen und besonderen 
Weisungen zu versehen. Es ist angezeigt, hierzu den Bundeskanzler 
oder mit dessen Vollmacht den Bundesminister des Innern zu 
ermächtigen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 
des Bundesrates 
zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten 
des Verfassungssdiutzes 


Der Deutsche Bundesrat hat beschlossen, die folgenden Änderungen 
vorzuschlagcn; 

„1. Die Präambel soll lauten: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen.” 

Begründung: 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Absatz 5 des Grundgesetzes erforderlich, da der 
Gesetzentwurf in § 5 dem Bund die Möglichkeit 
zu Einzelweisungen gibt. Das in Artikel 84 Ab- 
satz 5 des Grundgesetzes vorgesehene Erfordernis 
einer Zustimmung des Bundesrates wird auch nicht 
durch die Vorschrift des Artikels 73 Nr. 10 be- 
seitigt. 

2. In § 5 Zeile 2 ist das Wort „Vollmacht” durch das Wort 

„Ermächtigung” zu ersetzen. 

Begründung: 

Der dem Privatrecht angehörende Ausdruck „Voll- 
macht“ soll beseitigt werden. Entsprechend der 
im Grundgesetz selbst angewandten Ausdrucks- 
weise (vgl. Artikel 80) wird der Ausdruck „Ermäch- 
tigung“ vorgeschlagen. An der sachlichen Rege- 
lung, nach der sowohl allgemeine wie Einzelermäch- 
tigungen in Betracht kommen, soll nichts geändert 
werden. 

3. Im § 5 ist hinter dem Wort „kann” zu ergänzen: 

„im Rahmen des § 3”. 

Begründung: 

Die Ergänzung ist zur Konkretisierung der Grenzen 
der verfassungsmäßigen Weisungsbefugnis erfor- 
derlich. 

4. Als § 6 ist folgende neue Bestimmung hinzuzufügen: 

„Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.” 
Begründung: 

Die Bestimmung soll das schnellstmögliche Inkraft- 
treten des Gesetzes sicherstellen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen.” 
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